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Nachdem  die  Mitgliedstaaten  der  Europäischen 
Union dreißig Jahre lang verhandelt haben, wurde 
jetzt endlich auf dem europäischen Gipfeltreffen in 
Nizza im Dezember 2000 eine politische Einigung 
für  die  erste  europäische  Kapitalgesellschaft  ge­
funden. Zukünftig können grenzüberschreitend tä­
tige  Unternehmen  europaweit  mit  einer  einheitli­
chen Unternehmensverfassung agieren. Zwar exis­
tiert  mit  der  Europäischen Wirtschaftlichen Inter­
essenvereinigung (EWIV) bereits eine europäische 
Unternehmensform;  diese  ist  jedoch  keine  Kapi­
talgesellschaft und darf vor allem keine Gewinne 
für sich erzielen.

Der vom EU-Ministerrat im Dezember 2000 verab­
schiedete  Kompromiß  muß  jetzt  noch  das  Euro­
päische Parlament passieren und soll dann bald in 
Kraft treten. Er besteht aus zwei Teilen, der  Ver­
ordnung  zum Statut  der  Europäischen  Aktienge­
sellschaft (Societas  Europaea,  kurz:  SE)  und der 
Richtlinie zur Stellung der Arbeitnehmer in der SE. 
Gerade die Frage der Mitbestimmung stand einer 
Einigung lange Zeit entgegen, da die Mitgliedstaa­
ten  hier  über  sehr  unterschiedliche  Vorschriften 
verfügen. Bekanntlich hat Deutschland die weitest­
gehenden  Vorschriften  für  eine  Beteiligung  der 
Arbeitnehmer.  Eine  einheitliche  Form  der  Mitbe­
stimmung für alle SE wird es nicht geben.

Nach  jetziger  Planung  werden  die  Vorschriften 
dann  im  Sommer  2004  ihre  erste  Anwendung 
finden. Jedoch erscheint eine frühzeitige Ausein­
andersetzung mit der neuen Rechtsform geboten, 
um  einen  eventuellen  Wechsel  in  der  Unter­
nehmensstruktur planvoll vorzubereiten.

Vorteile der SE
Mit  der  SE wird  den  europäischen  Unternehmen 
die Möglichkeit eröffnet, ihre Aktivitäten in der EU 
mit  einer  einheitlichen  Geschäftsführung  und 
einem  einheitlichen  Berichtssystem  auszuüben, 
ohne in den Mitgliedstaaten Tochtergesellschaften 
gründen zu müssen. So sollen nicht nur Kosten, 

sondern  auch  der  Verwaltungsaufwand  reduziert 
werden.  Die  Vorteile  der  Rechtsform  einer  SE 
ergeben sich  vor  allem dann,  wenn die  SE über 
Zweigniederlassungen agiert.

Eine höhere räumliche Flexibilität wird dadurch er­
reicht,  daß  eine  SE  ihren  Sitz  innerhalb  der  EU 
verlegen  kann.  Zur  Zeit  kann  eine  Kapitalgesell­
schaft nur von einem Mitgliedstaat in den anderen 
„umziehen“, wenn sie im ersten Mitgliedstaat auf­
gelöst und im zweiten neu gegründet wird. Dies 
führt  in  der  Regel  durch  die  Aufdeckung  stiller 
Reserven zu einer erheblichen Steuerbelastung.

Auch geht die EU-Kommission davon aus, daß es 
einer SE leichter fallen wird, privates Risikokapital 
aufzunehmen,  als  einer  Anzahl  von  nationalen 
Gesellschaften,  die  verschiedenen  Rechtsord­
nungen unterliegen.

Die SE als Gesellschaftsform

Die SE ist eine juristische Person und besitzt eine 
eigene Rechtspersönlichkeit, die mit der Register­
eintragung  entsteht.  Ihr  Kapital  ist  in  Aktien 
zerlegt. Die Aktionäre haften für die Verbindlichkei­
ten der SE nur in Höhe des gezeichneten Kapitals. 

Die Firma der SE muß den Zusatz "SE" enthalten. 
Dieser Zusatz kann dem Namen voran- und nach­
stehen.  Unternehmen anderer  Rechtsform dürfen 
diesen Zusatz nicht verwenden, es sei  denn, sie 
haben diesen Zusatz bereits vor Inkrafttreten der 
EU-Verordnung  verwendet.  Dann  genießen  sie 
firmenrechtlichen Bestandsschutz.

Anwendbares Recht

Die SE unterliegt neben den Bestimmungen der SE-
Verordnung den einzelstaatlichen Vorschriften, die 
die  Mitgliedsstaaten  in  Anwendung  der  von  der 
Gemeinschaft  erlassenen  Vorschriften  zur  SE 
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erlassen werden sowie den Vorschriften der Mit­
gliedstaaten zu den Aktiengesellschaften.

Somit wird die Sie in jedem Mitgliedstaat wie eine 
Aktiengesellschaft behandelt, die nach dem Recht 
des Sitzstaates gegründet wurde, sofern die SE-
Verordnung nicht spezielle Vorschriften enthält.

Gründung einer SE

Die Verordnung bietet vier Varianten zur Gründung 
einer SE, wobei jede Variante voraussetzt, daß an 
der  Gründung mindestens zwei  bestehende Kapi­
talgesellschaften  aus  unterschiedlichen  Mitglied­
staaten beteiligt sind. Nur zwei Varianten stehen 
Gesellschaften mit beschränkter Haftung, Deutsch­
lands gängigster Rechtsform, offen. Wird eine der 
anderen  Möglichkeiten  bevorzugt,  muß  zunächst 
die GmbH in eine Aktiengesellschaft umgewandelt 
werden.  Des  weiteren  sind  die  Varianten  der 
Gründung mit unterschiedlichen Folgen für die Mit­
bestimmung versehen.

So können zwei  oder  mehr Aktiengesellschaften, 
die aus mindestens zwei Mitgliedstaaten kommen, 
zu einer SE verschmolzen werden. Es finden dabei 
grundsätzlich die für die Verschmelzung von Akti­
engesellschaften geltenden Rechtsvorschriften des 
Mitgliedsstaates  Anwendung,  dessen  Recht  die 
Verschmelzung unterliegt. Die SE-Verordnung gibt 
den Mindestinhalt des Verschmelzungsplans vor.

Es kann auch eine SE-Holdinggesellschaft gebildet 
werden,  an  der  sich  Aktiengesellschaften  oder 
GmbHs aus mindestens zwei  verschiedenen Mit­
gliedstaaten beteiligen.

Des weiteren kann die SE als Tochtergesellschaft 
(Gemeinschaftsunternehmen)  durch  Kapitalgesell­
schaften  aus  zwei  Mitgliedstaaten  gegründet 
werden.

Darüber  hinaus  wird  es  möglich  sein,  eine  Akti­
engesellschaft, die mindestens eine Tochtergesell­
schaft  im EU-Ausland  besitzt,  in  eine  SE  umzu­
wandeln.

Mindestkapital
Das  Mindestkapital  der  SE  wurde  auf  120.000 
Euro  erhöht;  der  ursprüngliche  Vorschlag  hatte 
100.000  Euro  vorgesehen.  Der  Betrag  des 
Mindestkapitals ist somit auch für viele mittelstän­
dische Unternehmen interessant. 

Sehen  die  Mitgliedstaaten  für  bestimmte  Ge­
schäftstätigkeiten ein höheres Mindestkapital vor, 
gelten diese Vorschriften auch für die SE.

Registrierung

Die SE wird lediglich in einem Mitgliedstaat in das 
jeweils für Kapitalgesellschaften vorgesehene Re­
gister  eingetragen  (in  Deutschland  also  in  das 
Handelsregister). Als Registerstaat ist der Mitglied­
staat zuständig, in dem sich sowohl der satzungs­
mäßige Sitz als auch die Hauptverwaltung der SE 
befinden. Sitz und Hauptverwaltung müssen sich 
an einem Ort befinden. Diese Regelung soll eine ef­
fiziente  Überwachung  der  SE  gewährleisten  und 
verhindern,  daß diese  Gesellschaftsform lediglich 
zu  illegalen  Zwecken  (Steuerhinterziehung,  Geld­
wäsche) gegründet wird.

Eine  europäische  Registrierung  erfolgt  nicht,  die 
nationale Eintragung einer SE wird jedoch zusätz­
lich neben der Bekanntmachung nach dem jewei­
ligen  nationalen  Recht  im  Amtsblatt  der  Euro­
päischen Gemeinschaften bekanntgemacht.

Sitzverlegung
Wie bereits erwähnt, kann der Sitz der SE bei Be­
darf innerhalb der EU verlegt werden. Die Verle­
gung unterliegt bestimmten Formvorschriften. Ins­
besondere  muß  ein  Verlegungsplan  erstellt 
werden. Darüber hinaus sind die Mitbestimmungs- 
und Gläubigerrechte zu wahren. Die SE kann nicht 
mehr verlegt werden, wenn gegen sie bereits ein 
Insolvenzverfahren eröffnet wurde.

Anwendbares Recht
Neben den Bestimmung in der SE-Verordnung un­
terliegt die SE den Rechtsvorschriften des Staates, 
in dem sie ihren Sitz hat. Es handeln sich dabei um 
die Rechtsvorschriften, die in Anwendung der spe­
ziell die SE betreffenden EU-Vorschriften im Sitz­
staat erlassen wurden und um diejenigen, die auf 
alle  im  Sitzstaat  gegründeten  Aktiengesellschaft 
Anwendung finden. Weiterhin unterliegt die SE wie 
jede andere Gesellschaft in ihrem Sitzstaat den Be­
stimmungen ihrer Satzung. Somit wird die SE in je­
dem Mitgliedsstaat wie jede andere Aktiengesell­
schaft behandelt, sofern die SE-Verordnung keine 
speziellen Vorschriften enthält.
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Die Organe der SE

In Europa haben sich zwei unterschiedliche Syste­
me  für  die  Leitung  einer  Aktiengesellschaft  her­
ausgebildet.  In  den  Ländern  mit  einem  monis­
tischen System besteht nur ein Leitungsorgan, wie 
beispielsweise  das  Board  in  Großbritannien.  Das 
dualistische  System  sieht  ein  Leitungs-  und  ein 
Aufsichtsorgan  vor,  so  in  Deutschland  den  Vor­
stand und den Aufsichtsrat. Welches System den 
Gründern  einer  SE  zur  Verfügung  stehen  wird, 
hängt  von  dem  nationalen  Recht  des  Regis­
terstaats  ab.  Die  Mitgliedstaaten  können  selbst 
festlegen, ob sie beide Systeme zulassen wollen 
oder eines verbindlich festlegen. Schon jetzt läßt 
beispielsweise Frankreich beide Modelle mit einem 
Verwaltungsrat oder mit Vorstand und Aufsichts­
rat zu.

Das oberste Organ bleibt, wie gewohnt, die Haupt­
versammlung der Aktionäre.

Bilanz und Jahresabschluß

Die SE muß ihre  Bilanz und den Jahresabschluß 
nach den inländischen Vorschriften des Sitzstaates 
anfertigen.  Diese  Vorschriften  sind  innerhalb  der 
EU  durch  entsprechende  Richtlinien  weitgehend 
harmonisiert, wenngleich es in der einzelnen Aus­
gestaltung durchaus zu Abweichungen kommt.

Eine Ausnahme gilt jedoch für die Feststellung des 
Jahresabschlusses.  Hier  müssen die  Gründer  der 
SE  die  Möglichkeit  haben,  durch  die  Satzung 
festzulegen,  daß der  Jahresabschluß nicht  durch 
die Hauptversammlung festgestellt wird, sondern – 
je nach Leitungssystem – durch den Verwaltungs­
rat  beziehungsweise  durch  Vorstand  und  Auf­
sichtsrat.

Steuerliche Behandlung

Die SE unterliegt den nationalen Regeln der Be­
steuerung. Dadurch kann eine Gefahr der 
Doppelbesteuerung bestehen, wenn am Sitz der 
Hauptverwaltung das Welteinkommen der SE be­
steuert wird und darüber hinaus die Betriebsstät­
ten im EU-Ausland der Besteuerung unterliegen. 
Hier müssen die zwischen den Mitgliedstaaten be­
stehenden Doppelbesteuerungsabkommen geprüft 
werden. 

Die  europäische  Richtlinie  zur  Beseitigung  der 
Doppelbesteuerung  bei  grenzüberschreitenden 
Verschmelzungen soll  jetzt dahingehend geändert 

werden, daß sie auf die durch Verschmelzung ge­
gründete SE ebenfalls Anwendung findet.

Mitbestimmung in der SE

Die Frage der Mitbestimmung ist  in einer geson­
derten  Richtlinie  geregelt,  die  von  den  Mitglied­
staaten innerhalb von drei Jahren nach deren In­
krafttreten in das innerstaatliche Recht umgesetzt 
werden muß.

Mitbestimmung bei der Gründung

Bei der Gründung einer SE müssen Verhandlungen 
mit  einem  Gremium,  das  die  Interessen  aller 
Arbeitnehmer  der  betroffenen  Gesellschaften 
vertritt, über die Mitwirkung der Arbeitnehmer ge­
führt werden.

Wenn das  gefundene Modell  der  Mitbestimmung 
ein geringeres Mitbestimmungsniveau aufweist, als 
eines  der  beteiligten  Gesellschaften,  bestehen 
qualifizierte Mehrheitserfordernisse für die Zustim­
mung der Arbeitnehmer.

Kommt es bei diesen Verhandlungen nicht zu einer 
Einigung,  gelten  unter  bestimmten  Voraus­
setzungen  für  die  neue  SE  die  im  Anhang  der 
Richtlinie  genannten  Standardvorschriften,  wenn 
die beteiligten Unternehmen vorher der Mitbestim­
mung unterlagen.  Dieser  Fall  ist  gegeben,  wenn 
die  SE  als  Holding  oder  Gemeinschaftsunter­
nehmen  gegründet  wird  und  der  Mehrzahl  der 
Arbeitnehmer  vor  der  Gründung der  SE ein  Mit­
spracherecht  bei  Unternehmensbeschlüssen  zu­
stand.

Wird die SE durch eine Verschmelzung gegründet, 
gelten die Standardvorschriften bereits dann, wenn 
nur 25 Prozent der Arbeitnehmer vor der Gründung 
der  Arbeitnehmermitbestimmung  unterlagen.  Die 
Mitgliedstaaten  können  wählen,  ob  sie  die  Vor­
schriften  der  Mitbestimmungs-Richtlinie  bei  einer 
SE,  die  durch  Verschmelzung  gegründet  wurde, 
anwenden wollen. Aber auch wenn die Mitbestim­
mungs-Richtlinie nicht angewendet wird, kann die 
SE nur in das Register eingetragen werden, wenn 
sich die Geschäftsleitung und die Arbeitnehmer auf 
ein  Mitbestimmungsmodell  geeinigt  haben  oder 
wenn die  Arbeitnehmer  auch zuvor  keine  Mitbe­
stimmungsrechte hatten.

Entsteht die SE durch Umwandlung, dann gelten 
die Mitbestimmungsvorschriften weiter, denen das 
Unternehmen vor der Umwandlung unterlag.
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Auswirkungen

In der Praxis können die unterschiedlichen nationa­
len Vorschriften zur Mitbestimmung, die für die 
Gründungsgesellschaften gelten, zu über­
raschenden Ergebnissen führen. Ist einer der 
Gründer der SE eine mitbestimmungspflichtige 
Gesellschaft aus Deutschland, so bringt dies die 
Mitbestimmungspflichtigkeit der SE mit sich, wenn 
der deutsche Partner 50 oder 25 Prozent der 
Arbeitnehmer stellt, unabhängig davon, wo die SE 
ihren Sitz nimmt. Auf der anderen Seite können ein 
spanischer und ein englischer Partner in Deutsch­
land eine SE gründen, ohne Mitbestimmungsregeln 
beachten zu müssen.

Die Standardvorschriften zur Mitbestimmung

Die  Standardvorschriften  verpflichten  die  Ge­
schäftsleitung  der  SE,  regelmäßig  über  Unter­
nehmensvorgänge zu berichten und die Vertretung 
der Arbeitnehmer auf der Basis dieser Berichte zu 
unterrichten und zu konsultieren. Dabei müssen die 
Berichte folgendes enthalten:

-    aktuelle und zukünftige Geschäftspläne,

-    Produktions- und Verkaufszahlen einschließlich 
ihrer Auswirkungen auf die Arbeitnehmerschaft,

-    Änderungen in der Geschäftsleitung,

-    Zusammenschlüsse,

-    Veräußerungen von Unternehmen oder Unter­
nehmensteilen,

-    mögliche Schließungen sowie Entlassungen. 

Ausblick

In einigen Bereichen wird erst die Praxis zeigen, ob 
die  SE eine  echte  Alternative  zu  den  nationalen 
Rechtsformen darstellen wird. Durch die lange Um­
setzungsfrist von drei Jahren wird es noch einige 
Zeit dauern, bis die ersten Erfahrungen vorliegen. 
Gerade  im  steuerlichen  Bereich  wäre  es  wün­
schenswert,  wenn  weitere  Maßnahmen  zur 
Vermeidung  einer  Doppelbesteuerung  ergriffen 
würden.
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